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I.	 Einleitung

Am 25. März 2017 trafen in Rom die Staats- und Regierungschefs der Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union (EU) sowie die Repräsentanten der 
EU-Institutionen zusammen. Anlass dieser Begegnung war die Unterzeich-
nung der Römischen Verträge, die auf den Tag genau 60 Jahre zuvor, also am 
25. März 1957, stattgefunden hatte. Mit diesen Verträgen wurden die Euro-
päische Atomgemeinschaft sowie die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG), die Vorgängerin der heutigen EU, geschaffen.

Bei der Zusammenkunft im März 2017 standen jedoch weniger die Grün-
dung der EWG oder ein Rückblick auf den bisherigen Integrationsprozess im 
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. Vielmehr ging es angesichts der zu diesem 
Zeitpunkt unmittelbar bevorstehenden Austrittserklärung des Vereinigten Kö-
nigreichs darum, eine gemeinsame Strategie bzw. Vision der verbleibenden 27 
Staaten für die künftige Fortentwicklung des Europäischen Integrationsprozes-
ses zu entwerfen.

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, anlässlich des 60jährigen Bestehens der 
EWG bzw. der EU einen möglicherweise weniger bekannten und dennoch 
eng mit den Römischen Verträgen verbundenen Aspekt näher zu betrachten: 
die entwicklungspolitische Dimension des Europäischen Integrationsprojekts. 
Denn zu den seit 1957 vertraglich festgelegten Aufgaben der EWG gehörte 
neben der integrationspolitisch besonders bedeutenden Errichtung des Bin-
nenmarktes unter anderem auch „die Assoziierung der überseeischen Länder 
und Hoheitsgebiete, um den Handelsverkehr zu steigern und die wirtschaft-
liche und soziale Entwicklung durch gemeinsame Bemühungen zu fördern.“1 
Doch es blieb nicht nur bei dieser allgemeinen Zielsetzung. Die Assoziierung 
dieser Länder und Gebiete, die über koloniale oder sonstige Sonderbezie-
hungen mit vier der sechs EWG-Gründersaaten verbunden waren, wurde im 
EWG-Vertrag in mehreren Artikeln fixiert. Zudem wurde zeitgleich mit dem 

1	 Art.  3 UAbs.  1k) des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWGV) i.d.F.v. 25. März 1957.
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EWG-Vertrag ein „Durchführungsabkommen über die Assoziierung der Über-
seeischen Länder und Hoheitsgebiete mit der Gemeinschaft“2 geschlossen, das 
unter anderem die Schaffung eines gesonderten Entwicklungsfonds vorsah. 
Verkürzt lässt sich daher festhalten: Mit den Römischen Verträgen wurde vor 
60 Jahren auch die Entwicklungszusammenarbeit (EZ) der Gemeinschaft ins 
Leben gerufen. 

Die nachfolgenden Betrachtungen haben zum Ziel, den Integrationsweg auf 
dem Gebiet der Entwicklungspolitik nachzuzeichnen, der 1957 eingeschlagen 
wurde und der die heutige EU zu einem weltweit bedeutenden entwicklungs-
politischen Akteur aufsteigen ließ.3 Dabei soll sich die Analyse an den nach-
stehenden Leitfragen orientieren: Wie haben sich die rechtlichen Grundlagen 
und die institutionellen Rahmenbedingungen in diesem Politikbereich in den 
vergangenen 60 Jahren entwickelt? Wo ist die Entwicklungspolitik angesichts 
der andauernden krisenhaften Situation der EU4 in der integrationspolitischen 
Diskussion zu verorten? Lassen sich Tendenzen erkennen, die Prognosen hin-
sichtlich des weiteren Integrationsprozess in diesem Politikbereich erlauben? 

Auf diese Fragen wird im Folgenden näher eingegangen. Zunächst sollen je-
doch einige zentrale Begriffe erläutert, der integrationstheoretische Rahmen 
dargestellt und die methodische Vorgehensweise dargelegt werden. Anschlie-
ßend werden retrospektiv die für die Entwicklungspolitik wichtigsten Integra-

2	 Anhang I. 11 zum EWGV i.d.F.v. 25. März 1957.

3	 Im Jahr 2015 stellte die EU zusammen mit den EU-Mitgliedsstaaten 56 Prozent der welt-
weiten öffentlichen Entwicklungsleistungen zur Verfügung, vgl. Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (2017b): Development aid in 2015 continues to grow 
despite costs for in-donor refugees, S.  2. Auch für das Jahr 2016 wurde ein ähnlich hoher Anteil 
ermittelt. vgl. Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (2017f): 
Development aid rises again in 2016, S.  2. 
Allgemein zur Bedeutung der EU als international führendem Gestalter von entwicklungspoli-
tischen Prozessen vgl. Holland, M./Doidge, M. (2012): Development Policy of the European 
Union, Basingstoke, Hampshire, S.  214.

4	 Vgl. beispielhaft Schimmelfennig, F. (2015): Mehr Europa – oder weniger? Die Eurokrise 
und die europäische Integration, Bonn, S.  28. Lübkemeier und v. Ondarza sprechen von der 
„Poly-Krise“, vgl. Lübkemeier, E. / v. Ondarza, N. (2017): Im Schatten der Poly-Krise – Leitlinien 
für eine Erneuerung der EU nach dem Jubiläums-Gipfel in Rom; Berlin, März 2017, S.  1ff.
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tionsschritte bis zum Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon zusammengefasst. 
In einem weiteren Schritt werden die derzeit geltenden rechtlichen Rahmen-
bedingungen betrachtet sowie die in der EU-Entwicklungspolitik aktiven in-
stitutionellen und sonstigen Akteure vorgestellt. Abschließend wird anhand 
von ausgewählten Politikbereichen, die jeweils einen engen Bezug zur Ent-
wicklungspolitik aufweisen, der Frage nachgegangen, ob aufgrund möglicher 
Wechselwirkungen Konsequenzen für den Fortgang der Integration auf dem 
Gebiet der EU-EZ zu erwarten sind.
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